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1. General remarks

- several years of experiences with the “new approach” underlines the need for setting environmental requests already directly in directives

- the acteurs in standardisation have to know that there is a political will to realize an ambitious environmental level even outside the standardisation process

2 Environmental NGOs and standardisation in Germany

-lack of personal and financial capacity

-late or uncompleted informations from standardisation body

-no transparency in the field of the process for giving mandates

3. Negative experiences with the national standardisation body

-no environmental pressure group within DIN existing

-very limited possibilities to react upon conflicts 

-the wide range and high number of standardisation committees don`t allow a real participation of environmental NGOs

4. Experiences with the standardisation committee NAGUS

- obstruction by german industry for a new standard environmental cost management and for the revision of ISO 14031

1. Grundsätzliche Aussagen

Mit der seit 1994 entwickelten „Neuen Konzeption“ wird die eigentliche Harmonisierung technischer Standards aus dem europäischen Rechtsetzungsverfahren ausgelagert und an die privaten Normungsverbände wie CEN, CENELEC delegiert. Der Gesetzgeber formuliert nur noch grundsätzliche Anforderungen. Im Vergleich zur Rechtsetzung haben umweltpolitische Akteure aus Politik, Verwaltung und Verbänden in der Normung wesentlich geringere Einflusschancen. Trotz einer wachsenden öffentlichen Förderung erscheint alleine schon eine flächendeckende Präsenz von Vertretern des Umweltschutzes, sei es aus den Verbänden, Ministerien oder Ämtern, auf den verschiedenen umweltrelevanten Ebenen der Normung als illusorisch.

Aus sich selbst heraus generiert die Normung Standards, die dem allgemeinen Stand der Technik entsprechen, nicht aber systematisch ein hohes Schutzniveau. Daher ist die Legitimation privater Verbandsentscheidungen im öffentlichen Verantwortungsbereich Umwelt problematisch. Anspruchsvolle Normen sind hingegen nur dann zu erwarten, wenn eine „Verschränkung von Hierarchie (Staat) und Verhandlung (Normung)“ gelingt, wenn also die Akteure in der Normung damit rechnen müssen, dass staatliche Akteure ernsthaft anspruchsvolle Normen anstreben, notfalls auch außerhalb der Normung. Die Vertraulichkeit der Normungsarbeit, sowie der kommerzielle Charakter der Ergebnisse – Normen sind käufliche Produkte – verhindern in der Regel selbst eine Normung im Schatten einer kritischen Öffentlichkeit. Die Gefahrenabwehr oder präventive Maßnahmen, die mit hohen Kosten verbunden sind, sowie Bereiche, für die sich aus guten Gründen bereits ein produktbezogenes Umweltrecht herausgebildet hat (Abfall, Gefahrstoffe, Emissionen, Energieverbrauch), sind daher als Gegenstand der privaten Normung ungeeignet.

Bereits in früheren Untersuchungen zum Thema Umweltschutz und Normung wurde eine gestufte Konkretisierung der wesentlichen Anforderungen durch einen politischen Mechanismus, das heißt in einer Richtlinie oder zumindest einer Ausschussentscheidung, gefordert. Als Modell einer solch stufenweisen Konkretisierung wurde unter anderem die Bauprodukten-Richtlinie beschrieben. Vorgeschlagen wurde auch eine höhere Transparenz der Normung; ferner wurden explizite Begründungspflichten, die Ausgewogenheit der Interessenvertretung und eine Rahmenverpflichtung zur umweltgerechten Produktgestaltung mit einem standardisierten Prüfkatalog empfohlen. Gefordert wurde auch die Verbesserung der Schutzverstärkungsklausel, die es Mitgliedsstaaten ermöglicht, im Falle unzureichender technischer Normen weiter gehende Maßnahmen zu fordern oder selbst zu ergreifen. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen verlangt daher, dass „die unter Umweltgesichtspunkten wesentlichen produktpolitischen Entscheidungen in den Richtlinien selbst getroffen werden“ und die Einbeziehung von Umweltinteressen finanziell und institutionell gefördert werden.

Zwar sieht die EU-Kommission in der Richtlinie zum ökologischen Produktdesign für Energieverbrauchende Produkte (EuP) die Möglichkeit einer abgestuften Konkretisierung  und damit eine bessere Verkoppelung der Stärken politischer Steuerung und verbandlicher Selbststeuerung vor. Es bleiben aber wesentliche Schwächen, wie z.B.:

· Das ökologische Schutzniveau wird nicht durch einen umweltpolitischen Entscheidungsprozess zwischen Rat, Parlament und Kommission (dem umweltpolitischen Entscheidungsdreieck) festgelegt, sondern in einem möglicherweise durch Vertreter von Wirtschaftsministerien dominierten Ausschuss. Die Federführung für die Umweltmaßnahmen liegt damit nicht bei der Umweltpolitik.

· Der Standard muss so gewählt werden, dass er keine negativen Auswirkungen auf den Produktpreis oder die Wettbewerbsfähigkeit hat und er die gesamten Kosten des Produktes minimiert. Solche restriktiven Bedingungen laden interessierte Wirtschaftskreise geradezu zum Einspruch ein und bilden primär Hürden für anspruchsvolle Effizienzstandards.

Auch der Revisionsprozess der Verpackungsnormen lässt Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Normung als Ersatz für harmonisierte Standards aufkommen. Zwar wurden die Prüfanforderungen, zum Beispiel hinsichtlich gefährlicher Stoffe, und Informationspflichten zum Anteil stofflich verwertbarer Materialanteile nachgebessert. Um Standards im Sinne von „quantitativen Festlegungen zur Begrenzung verschiedener Arten von anthropogenen Einwirkungen auf den Menschen und/oder die Umwelt“ handelt es sich hingegen nicht. Aus Protest gegen diese eher formalen Korrekturen an den Standards hat sich im Oktober 2001 das technische Büro der Verbraucherorganisationen (ANEC) aus der Mitarbeit des technischen Ausschusses von CEN zurückgezogen. Dieser Vorfall macht deutlich, wie schwer es offensichtlich ist, umweltpolitisch defizitäre Normen substanziell zu korrigieren, ohne das defizitäre Recht gleichzeitig anzupassen.

2. Umweltverbände und Normung in Deutschland

1) Einführung

Umweltschutzverbände haben die Normung als politisches Aktionsfeld erst in den 90er Jahren erkannt und in Ansätzen erschlossen. Trotz einzelner kleiner Erfolge ist die Bedeutung der Umweltschutzverbände in der Normung gering und die Mitarbeit in der Normung wird als störend betrachtet. Diese Einschätzung bezieht sich auch auf andere Vertreter von Gemeininteressen, wie z.B. den Verbraucherverbänden, den Gewerkschaften oder auch den kleinen und mittelständigen Unternehmern (KMU).

Die Gründe für diese Randstellung liegen zum Teil in der geringen Akzeptanz von Seiten der Industrie, die seit langem „klassisch“ in der Normung aktiv ist. Die Industriekreise nutzen die Normung intern als Regelungsinstanz für ihre divergierenden Interessen und extern als „Interessenskartei“ gegenüber Dritten. Einer zunehmenden „Demokratisierung“ des Normungsprozesses durch Öffnung für gesellschaftliche Gruppen stehen weite Bereiche der Industrie auf Grund der oft gegensätzlichen Interessenslage skeptisch gegenüber.

Des Weiteren haben die Umweltschutzverbände, als eine der jüngeren gesellschaftlichen Interessensgruppe, ihre Aktivitäten in den 80er und 90er Jahren stark auf die Organe der parlamentarischen Demokratie (Gemeinderat bis Bundestag und EU-Parlament) konzentriert. Die Erweitung des Tätigkeitsfeldes auf außerparlamentarische Gremien wie z.B. der Normung begann erst in den letzten Jahren, so dass in diesem Bereich noch nicht viele Erfahrungen vorliegen. Erschwerend kommt hinzu, dass den Umweltschutzverbänden die personellen und finanziellen Mittel für eine effektive Mitarbeit in der Normung fehlen.

2) Formen der Beteiligung im Normungsverfahren

Grundsätzlich können fünf Strategien verfolgt werden:

· Beobachtung und Auswertung der Normungsarbeit zur Optimierung eigener Handlungsoptionen

· Diskreditierung von umweltschädlichen Normen auf politischer und öffentlicher Ebene

· Beeinflussung des Normungsverfahrens durch Mitgestaltung  von Mandaten auf Ebene der nationalen und europäischen Gesetzgebung

· Verhinderung umweltschädlichen Normen durch das Einspruchs- und Schiedsverfahren

· Konstruktive Mitarbeit im Normungsverfahren, um die Inhalte der Normen zu verbessern und Lösungsansätze für Umweltschutzprobleme zu befördern.

3). Beobachtung und Auswertung der Normungsarbeit

Die Auswertung bestehender Normen ist relativ einfach, da der Zugang zu den Normensammlungen und –auslegestellen jederzeit kostenlos möglich ist. Die aktuelle Arbeit der Normenausschüsse und ihrer Untergliederungen zu beobachten und auszuwerten, ist um ein vielfaches schwieriger. Sämtliche Arbeiten auf dieser Ebene laufen ohne Beteiligung  der Öffentlichkeit und nur wenige formale Schnittstellen geben Einblicksmöglichkeiten für Interessierte. Diese Schnittstellen sind: die formelle Mitteilung des Normenausschusses über neue Arbeitsaufträge, die in den DIN-Mitteilungen veröffentlicht und dem Mitarbeiterkreis des Normenausschusses schriftlich mitgeteilt werden.

In vielen Fällen werden neue Arbeitsaufträge verspätet mitgeteilt bzw. Normungsanträge oft in Form vollständig vorformulierter Normentwürfe, die im kleinen Kreis vorab gesprochen sind, in die Normenausschüsse eingebracht. Ab dem Zeitpunkt der Mitteilung neuer Normungsthemen stehen sämtliche Unterlagen nur noch dem zahlenden Mitarbeiterkreis zur Verfügung . Da dieses Verfahren sehr kostenintensiv ist, werden sich Umweltschutzverbände dieses nur in wenigen Ausnahmefällen leisten können.

Wird die Beobachtung und Auswertung auf die Normentwürfe beschränkt, können der gesamte vorgelagerte interne Normungsprozess und die daraus resultierende Lobbywirkung des Normenausschusses nicht beeinflusst werden. Gleichwohl kann immer noch das Einspruchsverfahren genutzt werden Dies setzt aber in der Regel voraus, dass man die Grundausrichtung der Normen akzeptiert und nur individuelle, periphere nachteile abwehren will. Das ist nicht immer im Sinn der Umweltschutzverbände, außer es handelt sich nur um kleine technische Details. Da besonders im Umweltbereich die Normung als Verzögerungsstrategie von der Industrie eingesetzt wird, kann die Fokussierung auf das Einspruchsverfahren kein ausreichendes Mittel sein.

4) Diskreditierung von umweltschädlichen Normen 

Sind Normen so formuliert, dass Umweltschutz vernachlässigt wird oder gar Umweltverschmutzungen auftreten können, sollten die Umweltschutzverbände diesen Punkt aufgreifen. In Fällen, in denen Normen z.B. stark umweltschädliche Hilfsmittel oder Verfahren fördern oder explizit zulassen, ist dieses Thema der Öffentlichkeit relativ einfach zu vermitteln. Handelt es sich um Normen, in denen fortschrittliche Umweltschutzmaßnahmen nur ausgelassen sind oder nicht gefordert werden, ist es erheblich schwieriger, solche Defizite herauszustellen und wirksam zu veröffentlichen. Dies trifft auf den überwiegenden Teil der Normen zu. Selbst bei „Experten“ in Verwaltung und Politik ist dann das Verständnis für die Defizite bzw. alternative umweltfreundlichere Normregelungen schwer herzustellen. 

Die Arbeit der europäischen Normungsgremien darf kein Freiraum für einseitige Interessenwahrnehmung sein. Auch dürfen Umweltschutzaspekte nicht in der „Außenseiterrolle“ bleiben, sondern müssen konsequent integriert werden.

Dazu muss erstens Artikel 95 Absatz 3 des EG-Vertrages als Grundregel befolgt werden. Danach hat die Kommission in ihren Vorschlägen in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und Verbraucherschutz „von einem hohen Schutzniveau“ auszugehen. Dies ist Leitlinie für den Inhalt der zu erarbeitenden Richtlinie selbst, wie auch für den Inhalt, der auf Ihrer Grundlage zu erlassenden Normen.

Zweitens gilt es zu erreichen, dass alle wesentlichen inhaltlichen Vorgaben für eine anspruchsvolle Regelung in der Richtlinie selbst festgelegt sind. Die staatlichen Vertreter dürfen nicht der Versuchung erliegen, Fragen, die sie politisch nicht lösen können oder wollen, an die Normungsgremien „abzuschieben“.

Drittens muss das zu erteilende Mandat mit der Arbeit der europäischen Normungsgremien verbunden werden und die Erarbeitung inhaltlich anspruchsvoller Normen zum Ziel haben. Gleichzeitig muss das Mandat so präzise abgefasst sein, dass ein „Ausweichen“ vor diesen Anforderungen nicht möglich ist. Unklarheiten des Mandats können die Normungsarbeit gefährden und insgesamt zu erheblichen zeitlichen Verzögerungen führen, wie wir das im Fall der Verpackungsrichtlinie erlebt haben.

Viertens muss die Kommission am Maßstab des Artikels 95 und der Vorgaben der jeweiligen Richtlinie die laufenden Normungsarbeiten begleiten und den endgültigen Normungsentwurf abnehmen. 

5) Beeinflussung des Normungsverfahrens durch Mitgestaltung von Mandaten auf Ebene der nationalen und europäischen Gesetzgebung

Obwohl beim Mandatierungsverfahren noch viele Defizite bestehen, beteiligt sich das Parlament und der Ministerrat nur sehr eingeschränkt an der Formulierung des Mandates. Zukünftig bildet sich ein wichtiges Wirkungsfeld für die Lobbyarbeit der Umweltschutzverbände. Ein wenig konkretes Normungsmandat lässt CEN und den an der Normung Beteiligten alle Freiheiten für die Auslegung des Umweltschutzniveaus.

Das Mandatierungsverfahren erfolgt in vielen Schritten, wobei zwei Teilschritte von größter Bedeutung sind:

1. Im Endstadium des Richtlinienprozesses, spätestens zur zweiten Lesung im EU-Parlament, haben die Industrieverbände ihre Formulierung der Eckpunkte für ein Mandat mit der DG III abgestimmt und an die nationalen Vertretungen im COREPER (Verwaltungsebene des Ministerrrates) sowie ihre Vertreter im EU-Parlament weitergeleitet, um sie in den Richtlinien einzubringen. Im Richtlinientext werden die wichtigsten Inhalte und z.T. auch der Umfang der durch Normen zu regelnden Richtlinien festgelegt.

2. Nach Verabschiedung der Richtlinie wird die federführende Generaldirektion eine Aufforderung an CEN schicken, einen detaillierten Vorschlag für ein Mandat zu erstellen. In der Praxis arbeitet die DG XI Umwelt, zuständig für Umweltdirektiven, zum Großteil mit Leihbeamten. Diese sind z.T. entweder mit der Normung nicht vertraut oder kommen aus der Großindustrie und können deren Lobbyarbeit quasi direkt im DG Umwelt einbringen.

Beide Verfahrensschritte sind nur dann zu beeinflussen, wenn langjährige Kontakte im Rahmen einer kontinuierlichen Lobbyarbeit zu den Entscheidungsträgern in Parlament, Verwaltung und Ministerrat bestehen und kurzfristig qualifizierte Expertise angeboten werden kann. Gute Insiderkenntnisse aus den Normenausschüssen von CEN und nationalen Normungsvereinen sind dabei sehr wertvoll.

Das gesamte Geschehen in den CEN-Gremien im Umfeld des Mandatierungsprozesses ist von außen in keiner Weise einsehbar. Selbst bei langjähriger Mitarbeit auf nationaler und CEN-Ebene ist kaum Einfluss zu nehmen, da hier fast ausschließlich mit Ad-hoc-Gruppen gearbeitet wird, die sich zurückziehen bzw. deren Reise- und Zeitaufwand von einem Vertreter der Umweltschutzverbände nicht zu finanzieren ist.

6) Verhinderung von umweltschädlichen Normen durch das Schlichtungs- und Schiedsverfahren

Erfahrungen zu Schlichtungs- und Schiedsverfahren auf Grund von Einsprüchen der Umweltschutzverbände liegen bisher nicht vor, sind aber durchaus denkbar. Voraussetzung ist, dass Normentwürfe rechtzeitig entdeckt, ausgewertet und Einwendungen dazu innerhalb von zwei Monaten eingereicht werden. Dies ist nur möglich, wenn Normentwürfe kontinuierlich gesichtet werden. Das ist eine extreme Arbeitsbelastung, da die Relevanz von Detailregelungen nur mit sehr guter Kenntnis des fachlichen Hintergrunds erfasst werden kann.

7) Konstruktive Mitarbeit im Normungsverfahren

Auf Grund der Kenntnisse des Normungsverfahrens und der Arbeitsweisen von Ausschüssen, wird die Chance, durch gute fachliche Argumentation „gute“ Normen im Sinne des Umweltschutzes zu erzielen, als äußerst gering eingeschätzt. Nur wenn es gelingt, den dominierenden Interessen im Normungsausschuss massiven öffentlichen Druck entgegenzusetzen, kann eine Kompromissbereitschaft bei den sonst geschlossenen Kreisen der Industrielobbyisten erreicht werden.

3. Negative Erfahrungen der Umweltverbände mit der Normung

1983 wurde die Koordinierungsstelle Umweltschutz (DIN-KU) innerhalb des DIN geschaffen und seit mehr als 10 Jahren besteht nunmehr die Vereinbarung zwischen dem DIN und dem Bundesumweltministerium über die Berücksichtigung von Umweltbelangen in der Normung. Mit der Einrichtung eines Verbraucherrates mit zugeordneter Geschäftsstelle im DIN konnte schon im Jahre 1974 für die Verbraucher eine angemessene Beteiligung an der Normungsarbeit sichergestellt werden.

Das sog. „Screening“ der Normen auf ihre Umweltrelevanz  ist (auch) eine Aufgabe der DIN-KU. Die nahezu unübersehbare Vielfalt der Normung und die äußerst knappen Personalressourcen von DIN-KU lassen allerdings Zweifel daran aufkommen, ob auf diesem Weg tatsächlich alle umweltrelevanten Normen als solche auch erkannt werden können. Aus diesem Grunde wurde für die Normungsausschüsse ein Leitfaden erarbeitet, der sie dabei unterstützen soll, die Umweltrelevanz der Normungsvorhaben selbst zu beurteilen. Dieser Leitfaden ist allerdings nur eine Arbeitshilfe, eine verbindliche Regelung, die Umweltaspekte angemessen zu berücksichtigen, besteht derzeit nicht. Der monatliche Rundbrief der DIN-KU enthält lediglich Hinweise auf Normentwürfe und neue Normen. Die DIN-KU leitet keine Informationen über sich neu konstituierende Ausschüsse weiter – auch nicht an die Koordination Normungsarbeit der Umweltverbände (KNU) mit der sie lt. Zuwendungsbescheid kooperieren soll.

Die Möglichkeiten der DIN-KU in einem Konfliktfall in einen Normungsausschuss hineinzuwirken, sind sehr begrenzt. Die DIN-KU, obwohl vom Umweltministerium weitgehend finanziert, ist als eine Einrichtung des DIN lediglich koordinierend und beratend tätig und sie ist ausdrücklich nicht die Lobby der Umweltschutzinteressen. Allein schon durch die Zusammensetzung ihres Beirates, in dem alle interessierten Kreise (u.a. Behörden, Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbände) vertreten sein sollen, aber auch durch ihre Zuordnung zu einer technischen Abteilung im DIN, wird dies dokumentiert.

Verbraucherverbände, Gewerkschaften und Umweltverbände sind sehr unterschiedlich in die Normungsarbeit eingebunden. Durch die Richtlinien zur Produkthaftung und auch zur Produktsicherheit besteht ein hohes Interesse von der Herstellerseite, die Verbraucherorganisationen an der Normungsarbeit auf den Gebieten der Produktsicherheit und der Qualität zu beteiligen. Die Stellung des Verbraucherrates beim DIN mit einer eigenen Geschäftsstelle gibt diese Bedeutung eindrucksvoll wieder. Da vergleichbare Richtlinien für umweltrelevante Auswirkungen bei Herstellung, Gebrauch und Entsorgung  eines Produktes kaum existieren, ist der Stellenwert von Umweltaspekten bei der Produktnormung deutslich geringer. Die Beteiligung von Experten und Expertinnen der Umweltverbände wird daher vielfach oft eher als störend und hinderlich für die Normungsarbeit angesehen. Es ist notwendig, die Vertretung der Umweltinteressen in einer dem Verbraucherrat ähnlichen Einrichtung zu bündeln und diese entsprechend auszustatten.

Die Anzahl der Normenausschüsse die sich mit umweltrelevanter Produktnormung beschäftigt ist unübersehbar. Von daher ist eine Einflussnahme allein durch Teilnahme an der Normungsarbeit nicht zu leisten. Es fehlt aber nach wie vor eine realistische Möglichkeit, von außen in ein bereits weit fortgeschrittenes Normungsverfahren  einzugreifen und umweltschädliche Normungstatbestände nachträglich zu ändern. Auf das Missverhältnis zwischen der Bedeutung  der Normung und der Möglichkeit der Einflussnahme  „interessierter kreise“ wurde bereits 1999 vom Büro für Technikfolgen-Abschätzung  beim Deutschen Bundestag hingewiesen. Hier besteht auch heute noch Handlungsbedarf. 

4. Erlebnisse im Normenausschuss Grundlagen des Umweltschutzes (NAGUS)

Die Gründung des NAGUS geht auf den Vertrag des DIN mit der Bundesregierung aus dem Jahr 1975 zurück. Darin wurde der Umweltschutz als eine der gesellschaftlichen Aufgaben der Normungstätigkeit erwähnt. Der NAGUS ist einer von 83 Normungsausschüssen des DIN und umfasst neben einigen Projekten 20-25 Normen.

Zum Teil werden die Umweltverbände bzw. deren VertreterInnen im NAGUS von der Geschäftsführung des NAGUS in ihrer Arbeit behindert, in dem sie z.B. Informationen gar nicht oder verzögert erhalten oder ihnen angedeutet wird, sie seien – im Gegensatz zu den Vertretern der Wirtschaft – kein an der „Normung interessierter Kreis“. Der Verlust dieses Status hätte gravierende Konsequenzen hinsichtlich der Einflussmöglichkeiten auf die im NAGUS bearbeiteten Normungsvorhaben. 

Zum Schluss noch zwei Beispiele, die das wahre Kräfteverhältnis bei der Normung verdeutlichen:

Normungsinitiative für Umweltkostenmanagement

Seit mehreren Jahren scheitert eine von zahlreichen an der Normung beteiligten Gruppen angestrebte Initiative am Veto der Wirtschaftsvertreter im NAGUS-Beirat. Mit der angestrebten Normungsinitiative für ein Umweltkostenmanagement soll die ISO 14000er Reihe komplettiert werden. Hauptziel ist es, die betrieblichen Kosten durch die Ermittlung von Kostensenkungspotentialen zu ermitteln. Wenn derartige einseitige Vetos wie vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) nationale Initiativen blockieren, müssen neue Wege für den Umweltschutz außerhalb der Normung gefunden werden. 

Auch das zweite Beispiel zeigt die Blockadehaltung des BDI. Es geht um die Initiative von an der Normung beteiligter Gruppen zur Revision der ISO14031 (Darstellung und Bewertung von Umweltleistungen) Wie bedeutend diese Norm ist, zeigt die Reaktion der EU-Kommission, die im Juni 2003 die ISO 14031 als Basis für ihre EMAS-Empfehlungen zu Umweltleistungs-Indikatoren herangezogen hat. Um herauszufinden, welche Unternehmen die ISO14031 anwenden, soll zunächst ein "international survey" durchgeführt werden. Die EU-Kommission will das Verhältnis ISO-EMAS im Art. 14-Ausschuss weiter verfolgen und die Umweltleistungen beider Systeme zu stärken. Eine Verbesserung der ISO 14031 ist daher auch im Interesse von EMAS. Wenn der BDI die Verbesserung der einzigen konkreten Umweltleistungsnorm verhindert, wird das "neue Verfahren" endgültig ad absurdum geführt.
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